
 
     
   
 
 
 
 

Niederschrift 
 
über die öffentliche Sitzung des Beschwerdeausschusses der Stadt Heinsberg 
am Montag, dem 13.12.2021, in der Begegnungsstätte Heinsberg (Stadthalle), Apfel-
straße 60, in 52525 Heinsberg 
 
 
Beginn: 16:30 Uhr       Ende: 16:35 Uhr 
 
Der Beschwerdeausschuss ist heute zusammengetreten, um über nachfolgende Ta-
gesordnung zu beraten: 
 
 

T a g e s o r d n u n g 

Öffentliche Sitzung: 

 1   Bestellung von Schriftführerinnen / Schriftführern  
   
 2   Bürgerantrag betreffend den Erlass der Hundesteuer für Besitzer von Assis-

tenzhunden 
 

   
 3   Anfragen nach § 18 der Geschäftsordnung  
   
 
 
 
 

Wahlperiode/Gremium/Sitzungsnummer 

2020-2025/BeschA/001 

Sitzungsdatum 

13.12.2021 
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Es waren anwesend: 

Vorsitzende 
Frau Carmen Vondeberg  

Stadtverordnete 
Herr Thomas Back  
Frau Yvonne Hensing  
Herr Walter Leinders  
Herr Patrick Räde  
Herr Heinrich Schmitz  
Herr Karl Alexander Schmitz  
Herr Heiko Stroekens  
Herr Josef von Heel  
Herr Dr. Hans Josef Voßenkaul  
Frau Anneliese Wellens  

von der Verwaltung 
Herr Stadtrechtsdirektor Sebastian Jäger  
Herr Stadtverwaltungsrat Dennis Mevissen  

Schriftführerin 
Frau Katharina Houtbeckers  
 
 
Es fehlte/n: 

Stadtverordnete 
Herr Philipp Jansen  
Herr Guido Rütten  
 
 
 
Die Vorsitzende eröffnete die Sitzung und stellte die ordnungsgemäße Einladung 
sowie die Beschlussfähigkeit fest. 
 
 
 

Öffentliche Sitzung: 

 

 
 
Gemäß § 52 Abs. 1 der Gemeindeordnung sind Schriftführerinnen / Schriftführer vom 
Rat zu bestellen. Analog gilt diese Vorschrift auch für Ausschüsse. 
 
Es wird vorgeschlagen, für den Fall der Verhinderung eine weitere Schriftführerin / 
einen weiteren Schriftführer zu bestellen. 
 
Ohne weitere Aussprache erfolgte die Abstimmung über den Beschlussvorschlag. 
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Beschluss: 
Zu Schriftführerinnen des Beschwerdeausschusses werden bestellt: 
 

1. Frau Beschäftigte Katharina Houtbeckers 
2. Frau Stadtinspektorin Darline Schubert 

 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig beschlossen 
 
 
 

 
 
Mit dem als Anlage beigefügten Schreiben beantragt eine Bürgerin, die Hundesteu-
ersatzung der Stadt Heinsberg zu ändern und einen Befreiungstatbestand für Assis-
tenzhunde einzuführen. 
 
Die Verwaltung nimmt hierzu wie folgt Stellung: 
 
Der Deutsche Bundestag hat am 22. April 2021 mit dem Teilhabestärkungsgesetz 
auch gesetzliche Regelungen zu Assistenzhunden in Deutschland beschlossen. Der 
Bundesrat hat dem Gesetz am 28. Mai 2021 zugestimmt. Das Gesetz ist am 1. Juli 
2021 in Kraft getreten. 
 
§ 12e Abs. 3 des Behindertengleichstellungsgesetzes (BGG) definiert dabei den As-
sistenzhund wie folgt: 
 
„Ein Assistenzhund ist ein unter Beachtung des Tierschutzes und des individuellen 
Bedarfs eines Menschen mit Behinderungen speziell ausgebildeter Hund, der auf-
grund seiner Fähigkeiten und erlernten Assistenzleistungen dazu bestimmt ist, die-
sem Menschen die selbstbestimmte Teilhabe am gesellschaftlichen Leben zu ermög-
lichen, zu erleichtern oder behinderungsbedingte Nachteile auszugleichen. Dies ist 
der Fall, wenn der Assistenzhund 
 
1. zusammen mit einem Menschen mit Behinderungen als Mensch-Assistenzhund-

Gemeinschaft im Sinne des § 12g zertifiziert ist oder 
2. von einem Träger der gesetzlichen Sozialversicherung, einem Träger nach § 6 

des Neunten Buches Sozialgesetzbuch, einem Beihilfeträger, einem Träger der 
Heilfürsorge oder einem privaten Versicherungsunternehmen als Hilfsmittel zur 
Teilhabe oder zum Behinderungsausgleich anerkannt ist oder 

3. im Ausland als Assistenzhund anerkannt ist und dessen Ausbildung den Anforde-
rungen des § 12f Satz 2 entspricht oder 

4. zusammen mit einem Menschen mit Behinderungen als Mensch-Assistenzhund-
Gemeinschaft vor dem 1. Juli 2021  
a) in einer den Anforderungen des § 12f Satz 2 entsprechenden Weise ausgebil-

det und entsprechend § 12g Satz 2 erfolgreich geprüft wurde oder 
b) sich in einer den Anforderungen des § 12f Satz 2 entsprechenden Ausbildung 

befunden hat und innerhalb von zwölf Monaten nach dem 1. Juli 2021 diese 

TOP  2 Bürgerantrag betreffend den Erlass der Hundesteuer für Besitzer von 
Assistenzhunden 
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Ausbildung beendet und mit einer § 12g Satz 2 entsprechenden Prüfung er-
folgreich abgeschlossen hat. 

 
Aufgrund der vorstehenden gesetzlichen Legaldefinition des „Assistenzhundes“ emp-
fiehlt die Verwaltung, die Hundesteuersatzung der Stadt Heinsberg um einen neuen 
§ 3 Abs. 2a zu ergänzen: 
 
(2a) Steuerbefreiung wird darüber hinaus auf Antrag für Hunde gewährt, die im Sinne 
des § 12e Abs. 3 Behindertengleichstellungsgesetz (BGG) dem Schutz und der Hilfe 
von beeinträchtigen Personen dienen. Eine Steuerbefreiung ist nur zu gewähren, 
wenn die Ausbildung des Hundes zum Assistenzhund im Sinne der §§ 12f und 12g 
BGG nachgewiesen werden kann. 
 
Die Vorsitzende erläuterte, dass der Antragstellerin ein Rederecht zustehe und frag-
te, ob sie von diesem Recht Gebrauch machen möchte. Es wurde festgestellt, dass 
die Antragstellerin auf ihr Rederecht verzichtete. 
 
Ohne weitere Aussprache erfolgte die Abstimmung über den Beschlussvorschlag. 
 
Beschluss: 
Der Bürgerantrag wird mit der Empfehlung an den Rat der Stadt Heinsberg verwie-
sen, die Hundesteuersatzung der Stadt Heinsberg wie vorgeschlagen um einen neu-
en § 3 Abs. 2a zu ergänzen. 
 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig beschlossen 
 
 
 

 
 
Anfragen nach § 18 der Geschäftsordnung lagen nicht vor. 
 
 
 
     

Vondeberg 
 
 

   Houtbeckers 
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